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MINDESTLOHN DEUTSCHLAND

«Das ist die Ernte einer 
langen Kampagne»
Deutschlands Grosse Koalition will 2015 einen Mindestlohn einführen.  
Dies auch dank der Gewerkschaft Verdi. Die WOZ hat mit   
Zentralsekretär Wolfgang Pieper über die Gründe für den Erfolg gesprochen.

INTERVIEW: YVES WEGELIN

MINDESTLOHN SCHWEIZ

Der Mythos von 
der guten alten 
Sozialpartnerschaft
Die Arbeitgeberseite sagt, ein Mindestlohn würde die Sozialpartnerschaft 
schwächen. Doch die starke Sozialpartnerschaft sei ein Mythos,  
schreibt unser Gastautor, der Sozial wissenschafter Daniel Oesch.

VON DANIEL OESCH

WOZ: Herr Pieper, wann hat Verdi beschlossen, 
dass Deutschland einen Mindestlohn braucht?

Wolfgang Pieper: In den letzten Jahren 
begannen in Deutschland die Löhne in gewis-
sen Branchen ungebremst nach unten zu rut-
schen. Die Zahl der Beschäftigten, die einem 
Tarifvertrag unterliegen, hat abgenommen, 
diese Entwicklung hat das gesamte Tarif-
system destabilisiert. Uns wurde klar, dass wir 
eine Bremse brauchen, eine Stabilisierung des 
Systems durch eine Lohnuntergrenze. Zudem 
war der Mindestlohn eine Möglichkeit, das 
System zu stabilisieren, ohne die Agenda 2010 
der SPD unter Bundeskanzler 
Gerhard Schröder zu korrigie-
ren, wodurch die Repräsentan-
ten der Sozialdemokratie einen 
Gesichtsverlust erlitten hätten. 
Am Anfang stiess die Idee jedoch 
weder bei den Sozialdemokraten 
und Grünen noch bei den Indus-
triegewerkschaften auf Gegen-
liebe. 

Sie sagen also, der Lohnzerfall 
war das Resultat von Schröders 
Hartz-IV-Reform …

Die war zumindest einer 
der Gründe. Die Absicherung der 
Arbeitnehmer wurde bereits ab 
den achtziger Jahren schrittwei-
se aufgeweicht. Zudem ist der Dienstleistungs-
bereich, wo die Löhne vergleichsweise tief sind, 
gewachsen. Dort arbeiten vorwiegend Frauen. 
Der Mindestlohn wird vor allem ihnen helfen.

Sie sagten, die Industriegewerkschaften seien 
anfangs dagegen gewesen. Warum?

Ihrer Meinung nach sollen Gewerkschaf-
ten dafür sorgen, dass sie stark genug sind, um 
Tarifverträge mit Mindestlöhnen durchzuset-
zen. Die Industriegewerkschaften befürchten, 
dass der Mindestlohn dem Staat die Tür öffnet, 
ins Tarifsystem einzugreifen. Dieser Streit setz-
te sich in der Frage fort, wie sich die Kommis-
sion zusammensetzen soll, die über die Höhe 
des Mindestlohns entscheidet: Die IG-Metall 
plädiert für die klassische Form mit Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, wie sie geplant ist. Wir sind 
hingegen der Meinung, dass wie in Grossbritan-
nien der Staat den Mindestlohn erlassen sollte. 

Es ist also kein Zufall, dass die Forderung nach 
einem Mindestlohn von der Gewerkschaft der 
Dienstleistungsbranchen kommt …

Es sind die Branchen, die Schwierigkeiten 
haben, tarifmächtig zu werden. Es macht einen 
Unterschied, ob Sie als Friseur einen Streik or-
ganisieren oder einen Streik in der Automo-
bilindustrie durchziehen. Im Dienstleistungs-
bereich gibt es viel Vereinzelung – im Überwa-
chungsgewerbe etwa ist man alleine unterwegs. 
Die Branche hat es schwer, sich zu organisieren.

Die deutschen Industriegewerkschaften haben 
in den letzten Jahren selber Lohnzurückhal-

tung gepredigt, um Deutschland zum Export-
europameister zu machen. War das nicht auch 
ein Grund für ihre ablehnende Haltung?

Das wurde von ihrer Seite nie als Ar-
gument aufgeführt. Die IG-Metall hat in den 
letzten Jahren selber erkannt, dass sie ein Pro-
blem hat, weil die Firmen unorganisierte Leih-
arbeiter eingestellt haben. Sie hat angefangen, 
Leiharbeiter zu organisieren, um Tarifverträge 
zu machen, um deren Lohnniveau anzuheben. 
Die Arbeitskosten wurden vor allem tief gehal-
ten, indem man die hohen Löhne der Stamm-
belegschaft durch den Einsatz von Leiharbei-

tern kompensiert hat.

Hat die Wirtschaftskrise der For-
derung nach einem Mindestlohn 
Auftrieb verschafft?

Wenn sich einige in der Fi-
nanzindustrie grenzenlos bedie-
nen, während andere für einen 
Hungerlohn arbeiten, wirft das 
natürlich moralische Fragen auf. 
In Deutschland hat dies zu einer 
intensiven Debatte über die zu-
nehmend auseinandergehende 
Einkommensschere geführt. Das 
hat unserer Kampagne genützt.

Es fällt auf, dass die Mindest-
lohndebatte in der Schweiz und 

Deutschland geführt wird, den beiden Gewin-
nern der europäischen Wirtschaftskrise. In 
Griechenland wurde der Mindestlohn gesenkt.

Ja, während es in Südeuropa heisst: «Ihr 
müsst sparen, sparen, sparen», spricht man bei 
uns über den Mindestlohn, Rentenverbesse-
rungen und so weiter.

Weil man es sich leisten kann?
Klar. Es ist aber auch das Resultat der Ge-

rechtigkeitsdebatte, die wir als Gewerkschaft 
vorangetrieben haben. Wir fahren heute die 
Ernte der Arbeit ein, die wir mit unserer Kam-
pagne geleistet haben.

Warum ist selbst CDU-Kanzlerin Angela Mer-
kel 2013 mit dem Versprechen eines Mindest-
lohns in den Wahlkampf gezogen?

Wir haben es geschafft, das Thema in der 
Bevölkerung so breit zu verankern, dass keine 
Volkspartei an ihm vorbeikam. Wenn eine Par-
tei wie die CDU über die ganze Breite des Volks 
gewählt werden will, muss sie die Interessen 
aller Schichten zumindest teilweise aufneh-
men. Die CDU ist mit der Strategie knapp an der 
absoluten Mehrheit vorbeigeschrammt. Fast 
sämtliche Parteien waren für einen Mindest-
lohn von 8,50 Euro – die Linke wollte 10 Euro.

Verdi plädierte stets für 8,50 Euro, nun hat der 
Chef Ihrer Gewerkschaft, Frank Bsirske, kürz-
lich 10 Euro gefordert. Warum?

Wir glauben, dass es erst einmal wichtig 
war, einen Mindestlohn zu haben  – um dann 
über die Höhe zu streiten. 

Die Schweiz ist ein Land mit ausgeprägter 
Sozial partnerschaft. Nur weil sich der Staat 
im Arbeitsrecht zurückhielt, konnte die Sozial-
partnerschaft hierzulande gedeihen. Eine li-
berale Wirtschaftsordnung und starke Sozial-
partner bedingen sich gegenseitig.  Kein Vo-
tum eines Arbeitgebervertreters, in dem nicht 
dieses Loblied auf die Sozialpartnerschaft an-
gestimmt wird. Auch der früher in Langenthal 
und Luxemburg tätige Wirtschaftsminister Jo-
hann Schneider-Ammann singt es oft und ger-
ne. Dieses Lied hat nur einen einzigen Schön-
heitsfehler: Es hat nichts mit der Realität zu 
tun. Die  schweizerische Sozial-
partnerschaft ist im besten Falle 
eine halbe. 

Natürlich sind Sozialpart-
nerschaft und Gesamtarbeits-
verträge (GAVs) in einigen Bran-
chen von grosser Bedeutung, 
etwa im Bau oder bei den Eisen-
bahnen, bei der Post oder in der 
Uhrenindustrie. Aber in vielen 
Bereichen spielen GAVs keinerlei 
Rolle: beim Schwerverkehr und 
in den Call Centers, im Kleider- 
und Schuhhandel, bei den Versi-
cherungen oder in der Landwirtschaft. So sind 
nur fünfzig Prozent der Lohnabhängigen ei-
nem GAV unterstellt. Die Abdeckung mit Min-
destlöhnen ist noch tiefer und liegt bei etwa 
vierzig Prozent. Folglich werden die Löhne in 
sechzig Prozent der Arbeitsverhältnisse ohne 
kollektive Verhandlungen und ohne Arbeit-
nehmervertretung festgelegt.

Tiefe Abdeckung mit GAV

Mit diesem Abdeckungsgrad liegt die Schweiz 
auf den hintersten Rängen der westlichen 
Welt. In anderen kleinen und offenen Volks-
wirtschaften wie Dänemark, den Niederlan-
den, Österreich oder Schweden sind mehr als 
achtzig Prozent der Beschäftigten einem GAV 
unterstellt. Und dies trotz Rechtsordnungen, 
die das Arbeitsverhältnis – Kündigungsschutz, 
Arbeitszeit, Mitbestimmung  – wesentlich 
strenger regeln. Nur in den angelsächsischen 
Ländern und insbesondere den USA sind GAVs 
noch weniger verbreitet als in der Schweiz. 
US-amerikanische Arbeitgeber spielen jedoch 
auch nichts vor: Sie deklarieren ihre Betriebe 
im Internet stolz als gewerkschaftsfreie Zonen. 
Dafür kennen die USA, wie 21 der 28 EU-Mit-
gliedsstaaten, einen gesetzlichen Mindestlohn.

Der Zusammenhang «schwaches Arbeits-
recht, starke Sozialpartnerschaft» entspringt 
offensichtlich der Fantasie. In der Realität ha-
ben Länder mit einem dichten Netz von GAVs 
zugleich auch ein striktes Arbeitsrecht und 
einen grosszügigen Sozialstaat. Typische Bei-
spiele dafür sind Dänemark und Schweden. Im 
Gegensatz dazu haben jene Länder, in denen 
GAVs wenig verbreitet sind, auch ein schwa-
ches Arbeitsrecht und minimale Sozialversi-
cherungen. Das beste Beispiel sind die USA und 
 Kanada.

Wie erklären sich diese Unterschiede zwi-
schen den Ländern? Die Sozialpartner spielen 
dort eine zentrale Rolle auf dem Arbeitsmarkt, 
wo die demokratische Linke im 20.  Jahrhun-
dert über längere Zeit an der Macht war. In 
Skandinavien war dies der Fall, in Nordameri-
ka hingegen nicht. Sozialdemokratische Regie-
rungen haben den Sozialstaat ausgebaut und 
günstige Bedingungen für kollektive Arbeits-
beziehungen geschaffen. Dies hat die Gewerk-
schaften gestärkt und ihnen ermöglicht, GAVs 
durchzusetzen. 

GAV erst nach Streiks

In der Schweiz plädieren die ArbeitgeberInnen 
auf Abstimmungspodien lautstark für die So-
zialpartnerschaft und GAVs, nirgendwo sonst 
sollen Regeln zu Lohn und Arbeitszeit fest-
gehalten werden. Vor allem nicht im Gesetz. 
Ebenso intelligent wäre es, mit Verweis auf 
die gut funktionierende freiwillige Feuerwehr 
auf die Berufsfeuerwehr zu verzichten. Dabei 

vergessen die ArbeitgeberInnen, dass GAVs in 
der Schweiz gegen den erbitterten Widerstand 
der Unternehmen eingeführt wurden – in den 
Streikwellen von 1918 bis 1922 und von 1945 
bis 1949.

Was nur wenige wissen: Die Schweiz 
ist nicht seit jeher das Land des sozialen Frie-
dens. In den Jahren vor und nach dem Ersten 
Weltkrieg waren Streiks in der Schweiz eben-
so häufig wie in Deutschland und sogar häu-
figer als in Frankreich. Der ehemalige Berner 
Geschichtsprofessor Erich Gruner schrieb von 
einem «inneren Krieg, welcher die Vorkriegs-

jahrzehnte auszeichnete». Er 
schilderte, wie die Schaffung der 
«Arbeitgeberverbände durch bür-
gerkriegsähnliche Streiks» vor-
angetrieben wurde. Erst mit der 
Unterzeichnung von GAVs und 
der Hochkonjunktur kehrte in 
der Nachkriegszeit Ruhe ein. 

Für das Verständnis der 
kollektiven Arbeitsbeziehungen 
in der Schweiz ist diese Erkennt-
nis zentral. Die GAVs wurden 
nicht von aufgeklärten Sozial-
partnern aus Gründen der Effizi-

enz und Selbstverwaltung eingeführt, sondern 
waren die Antwort auf jahrelange und oft er-
bitterte Arbeitskonflikte. GAVs wurden den Ar-
beitgeberInnen gegen ihren Willen aufgezwun-
gen. Und wo sich diese ihrer erwehren können, 
tun sie dies auch heute noch nach Kräften. Das 
Kräfteverhältnis ist folglich zentral  – sowohl 
auf der Ebene eines Landes als auch innerhalb 
einer einzelnen Branche. 

Dies führt zur Frage, warum die schwei-
zerische Arbeiterbewegung bis heute stärker 
vom bürgerlichen Lager dominiert wird als in 
den Nachbarländern. Auch hier hilft wieder der 
Historiker Erich Gruner weiter: In der Schweiz 
des 19. Jahrhunderts waren die konfessionellen 
und sprachlichen Konfliktlinien bereits stark 
ausgeprägt. Dies schwächte die Bedeutung 
des aufkommenden Klassenkonflikts für die 
politische Identität der ArbeiterInnen. Die de-
zentrale Industrialisierung – entlang den Flüs-
sen, angetrieben von Wasserkraft statt Kohle – 
 verlangsamte zudem die Bildung einer räum-
lich konzentrierten urbanen Arbeiterklasse. 
Insbesondere in der Textilindustrie blieben 
viele ArbeiterInnen bis weit ins 20.  Jahrhun-
dert hinein in ländlichen Gemeinschaften ver-
ankert. 

Ein unehrliches Loblied

Nicht nur Konfession, Sprache und Geografie 
spalteten die schweizerische Arbeiterklasse, 
sondern seit Ende des 19. Jahrhunderts auch die 
Präsenz eines grossen ausländischen  – haupt-
sächlich italienischen  – Proletariats. Schliess-
lich misslang es der schweizerischen Arbeiter-
bewegung im Gegensatz etwa zu jener Schwe-
dens, die BäuerInnen als politische Verbündete 
zu gewinnen. Seit dem frühen 20. Jahrhundert 
bilden BäuerInnen und Industrielle in der 
Schweiz einen soliden national-konservativen 
Block, der die Linke wirksam isoliert.

Was bedeuten diese Ausführungen für 
den Mindestlohn? Das bürgerliche Loblied auf 
unsere Sozialpartnerschaft ist kein ehrliches 
Argument gegen die Mindestlohninitiative. So-
lange nur gesungen statt verhandelt wird – in 
den Kleiderketten, Medienhäusern und Privat-
spitälern  –, geht einer Mehrheit der Beschäf-
tigten weiterhin jeglicher Lohnschutz ab. Und 
jene Unternehmen, die bereits heute verhan-
deln, werden sich bei einer Annahme der Min-
destlohninitiative auch fortan auf GAV-Gesprä-
che einlassen. Denn aus der Geschichte wissen 
wir, dass die ArbeitgeberInnen immer nur dort 
mit den Gewerkschaften verhandeln, wo ihnen 
dies angesichts der Kräfteverhältnisse als rat-
sam erscheint: auf dem Bau, aber nie in den Wa-
renhäusern. Und ein gesetzlicher Mindestlohn 
verändert die Kräfteverhältnisse zugunsten der 
Arbeitnehmenden.

Daniel Oesch (39) ist Professor am Institut für 
Sozialwissenschaften der Universität Lausanne.

Im Dienstleistungsbereich sind Mindestlöhne besonders wichtig: Das  Amazon-Logistikzentrum 
Graben bei Augsburg wurde im Dezember 2013 bestreikt.   FOTO: MICHAELA REHLE, REUTERS

Was nur 
wenige wissen: 
Die Schweiz ist 
nicht seit jeher 
das Land des 
sozialen Friedens.

Wolfgang Pieper, 
Gewerkschaftssekretär.


